
 

  

S 120 AL 771/20

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 18.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Anspruch auf Kurzarbeitergeld –

Anerkennungsbescheid – Rechtsstreit mit
Auslandsberührung – deutsche
internationale Zuständigkeit – Betriebssitz
im Ausland – keine Betriebsabteilung im
Inland – Anzeige von Arbeitsausfall –
Beschränkung auf Inlandsbeschäftigung –
Verfassungsmäßigkeit –
Europarechtskonformität 

Leitsätze -
Normenkette SGG § 75 Abs. 2

SGG § 98 Satz 1

GVG § 17 a Abs. 5

SGG § 57 Abs. 3

SGB III § 99 Abs. 3

SGB III § 97 Satz 1

SGB III § 97 Satz 2

SGB III § 95 Satz 1 Nr. 4

SGB III § 99 Abs. 1 Satz 4

SGB III § 99 Abs. 2 Satz 1

GG Art. 3 Abs. 1

VO (EU) 2020/672

1. Instanz

Aktenzeichen S 120 AL 771/20

                             1 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGG/75.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/98.html
https://dejure.org/gesetze/GVG/17a.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/57.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/99.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/97.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/97.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/95.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/99.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/99.html
https://dejure.org/gesetze/GG/3.html


 

Datum 15.03.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 18 AL 46/22
Datum 15.02.2023

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom
15.Â MÃ¤rzÂ 2022 aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen.

Â 

AuÃŸergerichtliche Kosten sind im gesamten Verfahren nicht zu erstatten.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Â 

Im Streit steht die Erteilung eines schriftlichen Anerkennungsbescheides als Voraussetzung

fÃ¼r die Zahlung von Kurzarbeitergeld (Kug) fÃ¼r die in Deutschland beschÃ¤ftigte

Arbeitnehmerin J N (im Folgenden: N.) im Zeitraum vom 1.Â MÃ¤rzÂ 2020 bis

31.Â DezemberÂ 2020.

Â 

Die KlÃ¤gerin ist ein im Ausland ansÃ¤ssiges, 2010 gegrÃ¼ndetes Unternehmen mit Hauptsitz

in S. Dort sind die drei FirmengrÃ¼nder tÃ¤tig. Die Firma betreibt ausweislich ihrer Website (

recherchiert am 7.Â FebruarÂ 2023) Niederlassungen in B und P. Sie bietet Dienstleistungen im

Bereich der Unternehmensberatung fÃ¼r Marken und EinzelhÃ¤ndler an, die ihr GeschÃ¤ft

international ausbauen wollen (Entwicklung einer Strategie fÃ¼r die internationale Expansion,

Analyse verschiedener MÃ¤rkte und potenzieller Partner). Die schwedische StaatsangehÃ¶rige

N. ist aufgrund eines im JuniÂ 2017 geschlossenen Arbeitsvertrages seit 1.Â AugustÂ 2017 als

â€žInternational Business Developerâ€œ fÃ¼r die KlÃ¤gerin in B tÃ¤tig. Sie berÃ¤t

projektbasiert Kunden aus den Bereichen Mode, Kosmetik und Innenarchitektur, und zwar

sowohl internationale Marken und EinzelhÃ¤ndler, die in den deutschen Markt eintreten sollen,

als auch deutsche Marken und EinzelhÃ¤ndler, die sich im skandinavischen oder

internationalen Markt etablieren wollen. Zu ihren Aufgaben gehÃ¶rt u.a. die Erstellung und
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Bewertung von GeschÃ¤ftsszenarien, die Untersuchung von Markteinstiegs- und

MarktauswahlmÃ¶glichkeiten, die UnterstÃ¼tzung bei der Personalauswahl

(Bewertung/Beurteilung von Bewerbern) und der Besetzung von SchlÃ¼sselpositionen bei den

Kunden, die Kontaktaufnahme mit den GeschÃ¤ftspartner fÃ¼r Marken/EinzelhÃ¤ndler in

ausgewÃ¤hlten MÃ¤rkten und die UnterstÃ¼tzung bei VertragsabschlÃ¼ssen. Auf der

Plattform â€žLinkedinâ€œ (recherchiert am 7.Â FebruarÂ 2023) firmiert sie als â€žD D Bâ€œ.

Hinsichtlich weiterer Informationen Ã¼ber die von D angebotenen Dienstleistungen wird in

â€žLinkedinâ€œ auf â€žd.comâ€œ verwiesen. FÃ¼r N. werden BeitrÃ¤ge zur deutschen

Sozialversicherung entrichtet. Der Arbeitsvertrag hat auszugsweise folgenden Inhalt: 

Â 

1. Aufgabengebiet und Arbeitsort
1. Â 

Der Arbeitnehmer wird als International Business Developer eingestellt. TÃ¤tigkeitsort ist derzeit

B, Germany. 

1.2

Der Arbeitgeber ist berechtigt, dem Arbeitnehmer aus betrieblichen GrÃ¼nden unter Wahrung

der Interessen des Arbeitnehmers eine andere, gleichwertige TÃ¤tigkeit oder ein anderes

Arbeitsgebiet zu Ã¼bertragen, soweit dies den FÃ¤higkeiten und Kenntnissen des

Arbeitnehmers entspricht, oder auch gleichermaÃŸen den Arbeitnehmer an einem anderen Ort

einzusetzen.

(â€¦)

14. Rechtswahl

14.1 

Das ArbeitsverhÃ¤ltnis und der Arbeitsvertrag unterliegen dem Recht der Bundesrepublik

Deutschland.

(â€¦)

Â 

Bis Ende AprilÂ 2020 stellte die KlÃ¤gerin der N. zur AusÃ¼bung ihrer TÃ¤tigkeit

BÃ¼rorÃ¤umlichkeiten in einem Co-Working-GebÃ¤ude in der B FstraÃŸe zur VerfÃ¼gung. Im

Anschluss daran richtete die KlÃ¤gerin der N. einen Heimarbeitsplatz in B ein.
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Â 

Die KlÃ¤gerin beantragte fÃ¼r N. im Hinblick auf die Auswirkungen der Corona-Pandemie ab

dem 1.Â MÃ¤rzÂ 2020 Kug bei der Beklagten. In der â€žAnzeige Ã¼ber Arbeitsausfallâ€œ

gab sie an, dass die regelmÃ¤ÃŸige betriebsÃ¼bliche wÃ¶chentliche Arbeitszeit mit Wirkung

des Monats MÃ¤rzÂ 2020 bis voraussichtlich DezemberÂ 2020 fÃ¼r den Gesamtbetrieb

herabgesetzt werde. Eine Betriebsvertretung sei nicht vorhanden. Von Kurzarbeit sei

voraussichtlich eine Arbeitnehmerin betroffen. Der Arbeitsausfall beruhe auf den Auswirkungen

der Corona-Pandemie. Die meisten Projekte seien auf Eis gelegt. Die Kunden kÃ¤mpften damit,

dass keine KÃ¤ufer mehr in den GeschÃ¤ften seien. Viele hÃ¤tten ihre LÃ¤den geschlossen.

Die Beklagte lehnte die Zahlung von Kug mit der BegrÃ¼ndung ab, dass der Betriebssitz der

KlÃ¤gerin im Ausland liege. Dies habe die Steuerberaterin der KlÃ¤gerin auf telefonische

Nachfrage hin bestÃ¤tigt. Es sei auch keine im Inland gelegene Betriebsabteilung erkennbar.

Es fehle an einer eigenen institutionellen Leitung, die die DurchfÃ¼hrung der

arbeitstechnischen Zwecke steuere und dabei den Kern der Arbeitgeberfunktionen im sozialen

und personellen Bereich wahrnehme (Bescheid vom 21.Â AprilÂ 2020; Widerspruchsbescheid

vom 11.Â JuniÂ 2020).

Das Sozialgericht Berlin (SG) hat auf die Klage, die auf Zahlung von Kug lÃ¤ngstens bis

einschlieÃŸlich Dezember 2020 gerichtet war, die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides

vom 21.Â AprilÂ 2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11.Â JuniÂ 2020

verpflichtet, der KlÃ¤gerin einen Anerkennungsbescheid nach Â§Â 99 AbsatzÂ 3

Sozialgesetzbuch â€“Â ArbeitsfÃ¶rderungÂ â€“ (SGBÂ III) fÃ¼r die Monate April bis

DezemberÂ 2020 zu erteilen (Urteil vom 15.Â MÃ¤rzÂ 2022, der Beklagten zugegangen am

31.Â MÃ¤rzÂ 2022). Zur BegrÃ¼ndung seiner Entscheidung hat das SG ausgefÃ¼hrt: Wie sich

aus der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) ergebe, sei die Arbeitnehmerin N. zu

dem Verfahren nicht notwendig beizuladen gewesen. Dies folge aus der fehlenden

Klagebefugnis eines Arbeitnehmers in Verfahren Ã¼ber einen Anspruch auf Kug, was sich aus

der besonderen Ausgestaltung dieses Verfahrens ergebe. Der Klageantrag sei mit Blick auf das

zweistufig konzipierte Verwaltungsverfahrens zur Zahlung von Kug sachdienlich auszulegen

gewesen auf Erteilung eines schriftlichen Bescheides darÃ¼ber, ob aufgrund der

vorgetragenen und glaubhaft gemachten Tatsachen ein erheblicher Arbeitsausfall vorlag und

die betrieblichen Voraussetzungen erfÃ¼llt waren. Der Bescheid der Beklagten vom

21.Â AprilÂ 2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11.Â JuniÂ 2020 sei

rechtswidrig. Entgegen der Auffassung der Beklagten hÃ¤tten die Voraussetzungen zur

Erteilung eines Anerkennungsbescheides nach Â§Â 99 AbsatzÂ 3 SGBÂ III vorgelegen.

Aufgrund der vorgetragenen und glaubhaft gemachten Tatsachen sei vom Vorliegen eines

erheblichen Arbeitsausfalls auszugehen. Dieser sei auch spÃ¤testens am 1.Â AprilÂ 2020

angezeigt worden. Die betrieblichen Voraussetzungen zur GewÃ¤hrung von Kug seien erfÃ¼llt

gewesen. Schon aufgrund der rÃ¤umlichen Entfernung des TÃ¤tigkeitsortes der Arbeitnehmerin
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N. vom TÃ¤tigkeitsort der Arbeitgeberin sei nicht von einem einheitlichen Betrieb mit

ausschlieÃŸlichem Betriebssitz in S auszugehen. Der Begriff der Betriebsabteilung im Sinne

des SGBÂ III sei unter BerÃ¼cksichtigung von Sinn und Zweck der Kug-Regelungen und unter

Beachtung verfassungsrechtlicher und europarechtlicher Vorgaben weit auszulegen. Danach

liege hier eine Betriebsabteilung vor. Der klar definierte Aufgabenbereich der Arbeitnehmerin N.

weise einen Bezug zum deutschen Wirtschafts- und Arbeitsmarkt auf bei gleichzeitiger

inhaltlicher Abgrenzung zu den in S vorgenommenen UnternehmenstÃ¤tigkeiten. Im Hinblick

auf die GesamtgrÃ¶ÃŸe des Unternehmens (lediglich drei UnternehmensgrÃ¼nder in S und die

Arbeitnehmerin N. in B), den Unternehmenszweck (Unternehmensberatung), den der N.

zugewiesenen Aufgabenbereich und die zur VerfÃ¼gung stehenden MÃ¶glichkeiten moderner

Kommunikation liege es auf der Hand, dass fÃ¼r die Wahrnehmung der in Deutschland

anfallenden Aufgaben nicht noch eine weitere Leitungsperson oder weitere Arbeitnehmer

erforderlich seien. Eine Betriebsabteilung kÃ¶nne durchaus auch nur mit einer Arbeitnehmerin

besetzt sein, solange diese einen abgrenzbaren und autonomen Aufgabenkreis mit Bezug zum

deutschen Wirtschaftsmarkt bearbeite. Dies sei hier der Fall.

Â 

Zur BegrÃ¼ndung ihrer Berufung vom 26.Â AprilÂ 2022 hat die Beklagte vorgetragen:

Entgegen der Auffassung des SG seien die betrieblichen Voraussetzungen fÃ¼r das Vorliegen

von Kurzarbeit nach Â§Â 97 SGBÂ III nicht erfÃ¼llt. Eine Betriebsabteilung in Deutschland

liege nicht vor. Ausgehend von Sinn und Zweck des Â§Â 97 SGBÂ III sei eine Betriebsabteilung

dann anzunehmen, wenn eine gewisse, vor allem personalpolitische SelbstÃ¤ndigkeit vorliege

und die Betriebsabteilung gesondert bestimmten allgemeinen wirtschaftlichen Risiken und

nachfolgenden ArbeitsausfÃ¤llen ausgesetzt sei, die nicht den gesamten Betrieb betrÃ¤fen.

Entscheidendes Kriterium sei insofern eine Abgrenzbarkeit vom Gesamtbetrieb. Hieran fehle es.

Die sozialversicherungspflichtige TÃ¤tigkeit einer BeschÃ¤ftigten aus dem Homeoffice heraus

kÃ¶nne keine eigene Betriebsabteilung begrÃ¼nden, da es an der erforderlichen Abgrenzung

vom Gesamtbetrieb in Schweden fehle. Es mangele insbesondere an der in Deutschland

angesiedelten festen betrieblichen Struktur und einem eigenen Verwaltungsapparat. Das vom

Standort in B aus erbrachte Dienstleistungsangebot unterscheide sich nicht vom allgemeinen

Leistungsspektrum der KlÃ¤gerin. Wirtschaftliche Risiken und ArbeitsausfÃ¤lle betrÃ¤fen den

gesamten Betrieb. Die KlÃ¤gerin habe sich im Ãœbrigen auch vorbehalten, ihre Arbeitnehmerin

N. an einem anderen Ort als in Berlin zu beschÃ¤ftigen, wie sich aus Ziffer 1.1 und 1.2 des

Arbeitsvertrages ergebe. Eine Verletzung von Grundrechten der KlÃ¤gerin oder ein VerstoÃŸ

gegen das Recht der EuropÃ¤ischen Union liege nicht vor. 

Â 

Die Beklagte beantragt,
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das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 15.Â MÃ¤rzÂ 2022 aufzuheben und die Klage

abzuweisen.

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist der Berufung entgegengetreten und hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r

zutreffend. FÃ¼r die Annahme einer Betriebsabteilung reiche aus, wenn dort eine

Arbeitnehmerin beschÃ¤ftigt sei. Unerheblich sei, ob diese in einem BÃ¼ro, in einem

Coworking-Space oder im Homeoffice arbeite. Im Ãœbrigen sei zu berÃ¼cksichtigen, dass

sowohl Verfassungsrecht â€“Â insbesondere das Gleichbehandlungsgebot des ArtikelÂ 3

AbsatzÂ 1 GrundgesetzÂ â€“ als auch EuropÃ¤isches Gemeinschaftsrecht, insbesondere die

ArbeitnehmerfreizÃ¼gigkeit und die Dienstleistungs- sowie Niederlassungsfreiheit eine weite

Auslegung des Begriffs der â€žBetriebsstÃ¤tteâ€œ erforderten.

Â 

Die Beteiligten haben ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung des Senats durch Urteil ohne

mÃ¼ndliche Verhandlung nach Â§Â 124 AbsatzÂ 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) erklÃ¤rt.

Â 

Die Gerichtsakte und die Verwaltungsakte der Beklagten, auf die wegen der weiteren

Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie des Vorbringens der Beteiligten Bezug

genommen wird, sind Gegenstand der Entscheidungsfindung gewesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet.

Â 

Das SG hat die Beklagte zu Unrecht unter Aufhebung des Bescheides vom 21.Â AprilÂ 2020 in

der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11.Â JuniÂ 2020 verpflichtet, der KlÃ¤gerin einen

Anerkennungsbescheid nach Â§Â 99 AbsatzÂ 3 SGBÂ III fÃ¼r die Monate April bis Dezember

2020 zu erteilen. Das SG-Urteil war daher aufzuheben und die Klage abzuweisen.
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Â 

Streitgegenstand des Verfahrens, das die KlÃ¤gerin als Prozessstandschafterin ihrer

Arbeitnehmerin N. fÃ¼hrt, ohne dass deren Beiladung nach Â§Â 75 AbsatzÂ 2 SGG notwendig

wÃ¤re (vgl. BSG, Urteile vom 3.Â NovemberÂ 2021 â€“Â BÂ 11 AL 6/21 R â€“, juris Rn.Â 10

und vom 25.Â MaiÂ 2005 â€“ B 11a/11 AL 15/04 R -, juris Rn.Â 17), ist neben der Entscheidung

der Vorinstanz der Bescheid vom 21.Â AprilÂ 2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides

vom 11.Â JuniÂ 2020. Durch diesen Bescheid hat die Beklagte auf der ersten Stufe des

zweistufig konzipierten Verwaltungsverfahrens auf die Anzeige des Arbeitsausfalls der

KlÃ¤gerin die Feststellung der betrieblichen Voraussetzungen eines Anspruchs auf Kug im

Anerkennungsverfahren abgelehnt (sog. negativer Anerkennungsbescheid; vgl. dazu BSG,

Urteile vom 14.Â SeptemberÂ 2010 â€“Â BÂ 7Â ALÂ 21/09Â RÂ â€“ und vom 21.Â JuniÂ 2018

â€“Â BÂ 11Â ALÂ 4/17Â RÂ â€“, juris). Zutreffend ist das SG davon ausgegangen, dass nur

dieser Bescheid Gegenstand des Verfahrens ist. Soweit die KlÃ¤gerin erstinstanzlich

Geldleistungen fÃ¼r die betroffene Arbeitnehmerin dem Grunde nach (Â§Â 130 AbsatzÂ 1

SatzÂ 1 SGG) geltend gemacht hat, liegt hierÃ¼ber keine Entscheidung der Beklagten vor, die

zulÃ¤ssiger Gegenstand der Klage sein kÃ¶nnte.

Â 

FÃ¼r den vorliegenden Rechtsstreit mit AuslandsberÃ¼hrung ist die Gerichtsbarkeit der

Bundesrepublik Deutschland als primÃ¤re Sachurteilsvoraussetzung gegeben (vgl. BGH, Urteil

vom 9. Juli 2009 â€“ Xa ZR 19/08 â€“, juris Rn.Â 22). Die Klage richtet sich gegen einen

TrÃ¤ger der deutschen Sozialversicherung mit Sitz und Wirkungsbereich im rÃ¤umlichen

Bereich der deutschen Staatsgewalt. Er ist der staatlichen SouverÃ¤nitÃ¤t der Bundesrepublik

Deutschland unterworfen.

Â 

Die Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit des SG, die dieses bejaht hat, ist im Rechtsmittelverfahren nicht

mehr zu prÃ¼fen (Â§Â 98 SatzÂ 1 SGG i.V.m. Â§Â 17a AbsatzÂ 5

Gerichtsverfassungsgesetz).

Â 

Anders verhÃ¤lt es sich in Bezug auf die deutsche internationale ZustÃ¤ndigkeit, die auch im

Rechtsmittelverfahren zu prÃ¼fen ist (vgl. Landessozialgericht fÃ¼r das Land Nordrhein-

Westfalen, Beschluss vom 8.Â MÃ¤rzÂ 2021 â€“Â LÂ 9Â ALÂ 198/20Â BÂ ERÂ â€“, juris

Rn.Â 44 mit Hinweis auf BGH im o.a. Urteil vom 9.Â JuliÂ 2009, a.a.O., Rn.Â 23). Diese ist

maÃŸgebend fÃ¼r die Frage, ob in einem Rechtsstreit mit AuslandsberÃ¼hrung die

Sachentscheidung durch ein Gericht der Bundesrepublik Deutschland getroffen werden darf

oder hierfÃ¼r das Gericht eines auslÃ¤ndischen Staates zustÃ¤ndig ist (vgl. BSG, Urteil vom
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26.Â JanuarÂ 1983 â€“Â 1Â SÂ 2/82Â â€“, juris Rn.Â 23). FÃ¼r den vorliegenden Rechtsstreit,

der eine AuslandsberÃ¼hrung aufweist, da die KlÃ¤gerin ihren Sitz im Ausland (Schweden)

hat, ist eine internationale ZustÃ¤ndigkeit der Gerichte der Bundesrepublik Deutschland

gegeben. Die deutsche internationale ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r ein Verfahren wird mangels eines

entgegenstehenden internationalen Abkommens und einer ausdrÃ¼cklichen internationalen

ZustÃ¤ndigkeitsvorschrift durch die Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit des inlÃ¤ndischen Sozialgerichts

indiziert (vgl. BSG im o.a. Urteil vom 26.Â JanuarÂ 1983, a.a.O. Rn.Â 27). Nach Â§Â 57

AbsatzÂ 3 SGG ist Ã¶rtlich zustÃ¤ndig das Sozialgericht, in dessen Bezirk der Beklagte seinen

Sitz oder Wohnsitz oder in Ermangelung dessen seinen Aufenthaltsort hat, wenn der KlÃ¤ger

seinen Sitz oder Wohnsitz oder Aufenthaltsort im Ausland hat. Da die beklagte Bundesagentur

fÃ¼r Arbeit ihren Sitz in NÃ¼rnberg hat, wÃ¤re grundsÃ¤tzlich das SG NÃ¼rnberg zustÃ¤ndig.

GemÃ¤ÃŸ Â§Â 369 SGBÂ III kÃ¶nnen Klagen gegen die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit jedoch

auch bei dem Gericht erhoben werden, in dessen Bezirk die Regionaldirektion oder die

Arbeitsagentur ihren Sitz hat, zu deren Aufgabenbereich die Klage Bezug hat

(Wahlgerichtsstand). Ein Bezug zum Aufgabenbereich der Agentur fÃ¼r Arbeit Berlin besteht,

da die KlÃ¤gerin bei der Beklagten eine Anzeige Ã¼ber Arbeitsausfall nach Â§Â 99 SGBÂ III

erstattet hat. Die ZustÃ¤ndigkeit des SG Berlin (und nachfolgend des hiesigen

Landessozialgerichts ) folgt im Ãœbrigen auch daraus, dass im vorliegenden Verfahren

deutsches Sachrecht anwendbar ist. Denn im Sozialrecht besteht ein Gleichlauf von

internationaler ZustÃ¤ndigkeit und anwendbarem Recht (vgl. LSG Nordrhein-Westfalen im o.a.

Beschluss vom 8.Â MÃ¤rzÂ 2021, a.a.O. Rn.Â 44 mit Verweis auf Hauck/Noftz, EU-Sozialrecht,

EinfÃ¼hrung, Rn. 175).

Der KlÃ¤gerin steht die Erteilung eines Anerkennungsbescheides nicht zu, da die

Voraussetzungen hierfÃ¼r nicht erfÃ¼llt sind. GemÃ¤ÃŸ Â§Â 99 AbsatzÂ 3 SGBÂ III hat die

Agentur fÃ¼r Arbeit der oder dem Anzeigenden unverzÃ¼glich einen schriftlichen Bescheid

darÃ¼ber zu erteilen, ob auf Grund der vorgetragenen und glaubhaft gemachten Tatsachen ein

erheblicher Arbeitsausfall vorliegt und die betrieblichen Voraussetzungen erfÃ¼llt sind.

Vorliegend kann offenbleiben, ob im Betrieb der KlÃ¤gerin im Zeitraum von April bis

DezemberÂ 2020 ein erheblicher Arbeitsausfall vorgelegen hat, da die betrieblichen

Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt sind.

Â 

GemÃ¤ÃŸ Â§Â 97 SatzÂ 1 SGBÂ III sind die betrieblichen Voraussetzungen erfÃ¼llt, wenn in

dem Betrieb mindestens eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer beschÃ¤ftigt ist. Betrieb im

Sinne der Vorschriften Ã¼ber das Kurzarbeitergeld ist auch eine Betriebsabteilung. Weitere

Voraussetzung ist, dass sich der Betrieb im Geltungsbereich des Sozialgesetzbuchs (Â§Â 30

Sozialgesetzbuch â€“Â Allgemeiner Teil des SGBÂ â€“ ) befindet (vgl. BSG, Urteil vom 7. Mai

2019 â€“ B 11 AL 11/18 R â€“, juris Rn.Â 12 ff.). Dies ist hier indes nicht der Fall. Denn der

Betriebssitz der KlÃ¤gerin befindet sich in Schweden. In ihrer â€žAnzeige Ã¼ber
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Arbeitsausfallâ€œ hat die KlÃ¤gerin den Anspruch auf Kug auch nur bezogen auf den

Gesamtbetrieb geltend gemacht. Das im Anzeigeformular alternativ vorgesehene Feld â€ždie

Betriebsabteilungâ€œ hat sie nicht angekreuzt und den nachstehenden Platzhalter fÃ¼r die

nÃ¤here Bezeichnung der Betriebsabteilung nicht ausgefÃ¼llt.

Â 

Soweit die KlÃ¤gerin ihren Anspruch nunmehr darauf stÃ¼tzen mÃ¶chte, dass ihr Kug in

Bezug auf den in ihrer Betriebsabteilung in Berlin entstandenen Arbeitsausfall zustÃ¼nde, fehlt

es bereits an der Voraussetzung einer entsprechenden Anzeige gegenÃ¼ber der Beklagten.

GemÃ¤ÃŸ Â§Â 95 SatzÂ 1 Nr.Â 4 SGBÂ III setzt der Anspruch auf Kug u.a. voraus, dass der

Arbeitsausfall der Agentur fÃ¼r Arbeit angezeigt worden ist. Die Anzeige ist eine materiell-

rechtliche Voraussetzung, die neben anderen Voraussetzungen den Anspruch auf Kug

begrÃ¼ndet (vgl. BSG, Urteil vom 21.Â JanuarÂ 1987 â€“Â 7Â RAr 76/85Â â€“, juris Rn. 18).

Sie muss grundsÃ¤tzlich in dem Zeitpunkt, fÃ¼r den Kug gewÃ¤hrt werden soll, vorliegen.

Dementsprechend regelt Â§Â 99 AbsatzÂ 2 SatzÂ 1 SGBÂ III, dass Kug frÃ¼hestens von dem

Kalendermonat an geleistet wird, in dem die Anzeige Ã¼ber den Arbeitsausfall bei der Agentur

fÃ¼r Arbeit eingegangen ist. Eine Anzeige Ã¼ber Arbeitsausfall in einer Betriebsabteilung hat

die KlÃ¤gerin indes nicht erstattet, sondern dies lediglich bezogen auf den Gesamtbetrieb

getan. Die Anzeige in Bezug auf die Betriebsabteilung ist auch nicht entbehrlich. Da Kug nicht

nur in Betrieben, sondern auch in Betriebsabteilungen gewÃ¤hrt wird, die im Sinne der

Vorschriften Ã¼ber das Kug Betriebe sind (Â§Â 97 SatzÂ 2 SGBÂ III), entscheidet die Beklagte

je nach dem Inhalt der Anzeige und dem danach erstrebten Anerkennungsbescheid, ob die

betrieblichen Voraussetzungen fÃ¼r Kug im Betrieb, in einzelnen oder ggfs. allen

Betriebsabteilungen gegeben sind. Bei einem Betrieb, der sich in Betriebsabteilungen gliedert,

muss daher die Anzeige ergeben, welcher Anerkennungsbescheid bzw. welche

Anerkennungsbescheide begehrt werden (vgl. BSG im o.a. Urteil vom 21.Â JanuarÂ 1987,

a.a.O. Rn.Â 19). Schon wegen des mit der Anzeige erstrebten anderen

Anerkennungsbescheides, aber auch wegen der anderen Angaben, die dabei zu machen sind,

unterscheidet sich die Anzeige der Kurzarbeit in einem Betrieb von der Anzeige der Kurzarbeit

in einer Betriebsabteilung. Soweit die KlÃ¤gerin im Nachhinein ihre Anzeige auf die

Betriebsabteilung bezogen sehen mÃ¶chte, hilft ihr dies nicht. Das Anzeigeverfahren nach

Â§Â 95 SatzÂ 1 Nr.Â 4 SGBÂ III soll eine mÃ¶glichst umgehende PrÃ¼fung der

Anspruchsvoraussetzungen ermÃ¶glichen. Es dient damit nicht nur dem Interesse des

Arbeitgebers und der betroffenen Arbeitnehmer an einer schnellen Feststellung der

Anspruchsvoraussetzungen dem Grunde nach, sondern berÃ¼cksichtigt ebenfalls die Belange

der Arbeitsverwaltung. Diesem Zweck liefe es zuwider, wenn das Bezugsobjekt der Anzeige im

Nachhinein ausgetauscht werden kÃ¶nnte.

Â 
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Lediglich ergÃ¤nzend weist der Senat darauf hin, dass es sich bei der Zweigstelle der KlÃ¤gerin

in B auch nicht um eine Betriebsabteilung im Sinne des Â§Â 97 SatzÂ 2 SGBÂ III handelt.

Â 

Was unter â€žBetriebsabteilungâ€œ zu verstehen ist, kann den Regelungen des SGBÂ III

allerdings nicht unmittelbar entnommen werden. Das BSG ist in Orientierung an der

arbeitsrechtlichen Sichtweise in stÃ¤ndiger Rechtsprechung davon ausgegangen, dass eine

Betriebsabteilung ein rÃ¤umlich, personell und organisatorisch vom Gesamtbetrieb

abgegrenzter Betriebsteil ist, der mit eigenen technischen Betriebsmitteln einen eigenen

Betriebszweck verfolgt, der auch nur ein Hilfszweck sein kann (vgl. BSG, Urteil vom

20.Â JanuarÂ 1982 â€“ 10/8b RAr 9/80 â€“ SozR 4100 Â§ 75 Nr.Â 9 S.Â 17 f.; BSG, Urteil vom

29.Â AprilÂ 1998 â€“Â BÂ 7Â ALÂ 102/97Â RÂ â€“ BSGE 82, 124, 125 = SozR 3-4100 Â§ 64

Nr.Â 4 S.Â 25). In Weiterentwicklung dieser Rechtsprechung und in Anlehnung an diejenige des

Bundesarbeitsgericht (BAG) zum tarifrechtlichen Begriff der Betriebsabteilung hat das BSG

weiter zugrunde gelegt, dass eine rÃ¤umliche und organisatorische Abgrenzung auch fÃ¼r

AuÃŸenstehende wahrnehmbar sein muss. Eine bloÃŸ betriebsinterne Spezialisierung in der

Weise, dass getrennte Arbeitsgruppen jeweils bestimmte Aufgaben erfÃ¼llen, hat es nicht

genÃ¼gen lassen (vgl. in Bezug auf die WinterbeschÃ¤ftigungs-Umlage BSG, Urteil vom

14.Â OktoberÂ 2020 â€“Â BÂ 11Â ALÂ 6/19Â RÂ â€“, juris Rn.Â 24 unter Hinweis auf BAG,

Urteil vom 30.Â OktoberÂ 2019 â€“Â 10Â AZRÂ 177/18Â â€“ BAGE 168, 290 RdNr 36 = juris

RdNr 36 mwN). Vielmehr setzt das Erfordernis einer deutlichen Erkennbarkeit der

organisatorischen Trennung von Betriebsabteilung und (Gesamt-)Betrieb auch fÃ¼r

AuÃŸenstehende voraus, dass in weiteren Bereichen eine EigenstÃ¤ndigkeit deutlich

hervortritt. Die Leistungen der unterschiedlichen Unternehmensbereiche dÃ¼rfen nicht â€žaus

einer Handâ€œ angeboten werden, sondern es muss sich fÃ¼r AuÃŸenstehende erkennbar

um verschiedene eigenstÃ¤ndige Unternehmensteile handeln. Das Vorliegen der betrieblichen

Voraussetzungen ist bereits mit der erforderlichen Anzeige des Arbeitsausfalls glaubhaft zu

machen (Â§Â 99 AbsatzÂ 1 SatzÂ 4 SGBÂ III).

Â 

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser MaÃŸstÃ¤be ist das Vorliegen eines rÃ¤umlich, personell und

organisatorisch vom schwedischen Gesamtbetrieb abgegrenzten Betriebsteils in B nicht

feststellbar. Soweit die KlÃ¤gerin im Klageverfahren vorgetragen hat, dass der in B befindliche

Betriebsteil organisatorisch klar vom Betrieb in S abgrenzbar sei, hat sie dies nicht belegt. Es ist

schon nicht erkennbar, dass die KlÃ¤gerin Ã¼berhaupt beabsichtigte, dauerhaft einen Standort

in B zu etablieren, was denknotwendige Voraussetzung fÃ¼r die Annahme einer eigenen

Betriebsabteilung wÃ¤re. Vielmehr weisen die die Arbeitnehmerin N. betreffenden

arbeitsvertraglichen Regelungen darauf hin, dass die Einrichtung einer Zweigstelle der

KlÃ¤gerin in Berlin unter Vorbehalt stand. Denn zum einen ist arbeitsvertraglich bestimmt, dass
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der TÃ¤tigkeitsort â€žderzeit B, Germanyâ€œ sein sollte; zum anderen behielt sich die

KlÃ¤gerin vor, N. â€žan einem anderen Ort einzusetzenâ€œ. Eine vertragliche und

tatsÃ¤chliche Bindung der N. an den Standort B (vgl. zu diesem Kriterium LSG Nordrhein-

Westfalen, Beschluss vom 17.Â SeptemberÂ 2020 â€“Â LÂ 20Â ALÂ 109/20Â BÂ ER â€“, juris

Rn.Â 38) ist nicht erkennbar. Den Angaben der KlÃ¤gerin lÃ¤sst sich auch nicht entnehmen,

dass sich das vom Standort in B aus erbrachte Dienstleistungsangebot wesentlich von ihrem

allgemeinen Leistungsspektrum unterscheidet. Die KlÃ¤gerin bietet Dienstleistungen im Bereich

der Unternehmensberatung fÃ¼r Marken und EinzelhÃ¤ndler an, die ihr GeschÃ¤ft

international ausbauen wollen. Dieses TÃ¤tigkeitsspektrum erfÃ¼llt auch N., indem sie Kunden

aus den Bereichen Mode, Kosmetik und Innenarchitektur berÃ¤t, und zwar sowohl

internationale Marken und EinzelhÃ¤ndler, die in den deutschen Markt eintreten sollen, als auch

deutsche Marken und EinzelhÃ¤ndler, die sich im skandinavischen oder internationalen Markt

etablieren wollen. Dass es sich fÃ¼r AuÃŸenstehende bei der BNiederlassung erkennbar um

einen von der S Firma getrennten, eigenstÃ¤ndigen Unternehmensteil handelt, ist den

AusfÃ¼hrungen der KlÃ¤gerin nicht zu entnehmen. Ebenso wenig lassen ihre Darlegungen

erkennen, dass sÃ¤mtliche kaufmÃ¤nnischen, technischen und personellen MaÃŸnahmen und

Planungen ausschlieÃŸlich dem gesonderten Unternehmensbereich in Berlin, nicht jedoch dem

Gesamtbetrieb zugeordnet wÃ¤ren. Allein aus der rÃ¤umlichen Entfernung des Betriebsteils in

B vom Hauptsitz in S dÃ¼rfte sich in Zeiten moderner Kommunikationsmittel, die ein Arbeiten

fern vom eigentlichen Arbeitsplatz zulassen, nicht ableiten lassen, dass eine selbstÃ¤ndige

Betriebsabteilung im Rechtssinn vorliegt (vgl. aber in diesem Sinne noch BSG, Urteil vom

17.Â MÃ¤rzÂ 1972 â€“Â 7Â RarÂ 50/69Â â€“, juris Rn.Â 19). Dass die KlÃ¤gerin fÃ¼r N. in

Deutschland SozialversicherungsbeitrÃ¤ge an deutsche SozialversicherungstrÃ¤ger entrichtet,

ist unerheblich (vgl. BSG, Urteil vom 8.Â FebruarÂ 2001 â€“Â BÂ 11Â ALÂ 30/00Â RÂ â€“, juris

Rn.Â 19 im Zusammenhang mit dem Konkursausfallgeldanspruch eines auslÃ¤ndischen

Unternehmens).

Â 

Anders als die KlÃ¤gerin meint, steht der BeschrÃ¤nkung der GewÃ¤hrung von Kug auf in

einem deutschen Betriebsteil beschÃ¤ftigte Arbeitnehmer weder nationales Verfassungsrecht

noch europÃ¤isches Gemeinschaftsrecht entgegen. Diese ist insbesondere im Hinblick auf das

Gleichbehandlungsgebot des ArtikelÂ 3 AbsatzÂ 1 Grundgesetz nicht zu beanstanden und

findet ihre Rechtfertigung in der Verfolgung eines legitimen, sich auf den inlÃ¤ndischen

Arbeitsmarkt beziehenden Zwecks, nÃ¤mlich der Verstetigung bzw. Erhaltung der von einer

Unternehmenskrise betroffenen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse und damit der Verhinderung von

Arbeitslosigkeit (vgl. zum Normzweck des Â§Â 95 SGBÂ III MÃ¼ller-Grune in:

Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB III, 3.Â Aufl., Â§Â 95 SGBÂ III , Rn.Â 38). Auch das

EuropÃ¤ische Gemeinschaftsrecht erfordert keine andere Auslegung; aus ihm lÃ¤sst sich kein

Anspruch auf Kug fÃ¼r Auslandssachverhalte ableiten. Der Senat nimmt insoweit zur nÃ¤heren
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BegrÃ¼ndung Bezug auf das Urteil des BSG vom 7.Â MaiÂ 2019

(â€“Â BÂ 11Â ALÂ 11/18Â RÂ â€“, juris Rn. 22 ff.), dessen AusfÃ¼hrungen er sich

anschlieÃŸt. Danach liegt auch keine Verletzung der Dienstleistungsfreiheit der KlÃ¤gerin vor

(vgl. BSG a.a.O. Rn 27). Vorliegend ohne Auswirkung ist hingegen die neue Verordnung (EU)

2020/672 des Rates vom 19.Â MaiÂ 2020 zur Schaffung eines EuropÃ¤ischen Instruments zur

vorÃ¼bergehenden UnterstÃ¼tzung bei der Minderung der Arbeitslosigkeitsrisiken in einer

Notlage (SURE) im Anschluss an den COVID-19-Ausbruch. Diese auf ArtikelÂ 122 des Vertrags

Ã¼ber die Arbeitsweise der EuropÃ¤ischen Union (AEUV) gestÃ¼tzte Verordnung dient nach

ihrem ArtikelÂ 1 der Finanzierung von Kurzarbeitsregelungen. Sie soll nach ArtikelÂ 2 und

ArtikelÂ 3 die nationalen MaÃŸnahmen der Mitgliedstaaten durch finanziellen Beistand

ergÃ¤nzen, deren Ã¶ffentliche Ausgaben aufgrund von Kurzarbeitsregelungen unvermittelt und

heftig angestiegen sind. Vorgaben hinsichtlich der Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von

Kug enthÃ¤lt die Verordnung indes nicht.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 193 SGG.

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision gemÃ¤ÃŸ Â§Â 160 AbsatzÂ 2 Nrn.Â 1 oder 2

SGG liegen nicht vor.
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